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Beeinflussung der Baulandausweisungspolitik 
der Gemeinden in der Bundesrepublik Deutschland 

Kurzfassung 

Der Beitrag untersucht Möglichkeiten des Gesetzgebers, die Bereitschaft der 
Gemeinden, Siedlungsflächen auszuweisen, zu verändern. Es kann in diesem 
Zusammenhang nicht um den einseitigen Versuch der unkritischen Ausdeh­
nung von Wohnflächen gehen, sondern es muß ein Mechanismus angestrebt 
werden, der eine effiziente Allokation des Bodens sichert. 
Entsprechend wird anfangs untersucht, welche Motive die Gemeinden 
haben, verstärkt Gewerbeflächen, aber in einem geringeren Umfang 
Siedlungsflächen auszuweisen. Die Ursache liegt vornehmlich darin, daß 
neben ökologischen Anreizen finanzwirtschaftliche Anreize bei der kommu­
nalen Bauleitplanung relevant sind und daß genau diese die Siedlungsflä­
chenausweisung benachteiligen. Darauf aufbauend werden vier Formen der 
Korrektur diskutiert, die teilweise in das bestehende Planungsrecht einzu­
binden sind. 

1 Einleitung 

Seit Ende der 80er Jahre sind auf diver­
sen regionalen Wohnungsmärkten in 
der Bundesrepublik Deutschland er­
hebliche Mietpreissteigerungen zu ver­
zeichnen gewesen, bei gleichzeitiger 
Zunahme der Haushalte ohne Wohn­
raum. Entsprechend der herausragen­
den Bedeutung des Guts Wohnung für 
eine angemessene Teilhabe an dem 
gesellschaftlichen Leben in einer ent­
wickelten Gesellschaft und mit dessen 
unzureichendem Angebot einherge­
henden Verteilungsfragen hat die Dis­
kussion um eine geeignete Organisa­
tion des Wohnungsmarkts an Schärfe 
zugenommen. Als ein Aspekt der mo­
mentanen Misere auf dem Wohnungs­
markt wird in diesem Beitrag die 
Bedeutung des diesem Markt vorgela­
gerten Bodenmarkts herausgegriffen 
und untersucht, inwiefern der Einsatz 
verschiedener Instrumente geeignet ist, 
eine Bewegung in Richtung eines 
Gleichgewichts auf dem Markt für 
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Wohnraum zu ermöglichen. Zuvor je­
doch einige Anmerkungen zu mög­
lichen Ursachen des gegenwärtigen 
Ungleichgewichts. 

Die Mietpreissteigerungen der letzten 
Jahre sind neben der Erhöhung der 
Nachfrage nach Wohnraum - ausgelöst 
vornehmlich durch starke Realeinkom­
menssteigerungen in den 80er Jahren, 
so daß der durchschnittlicher Wohn­
raumkonsum pro Kopf von 24 m2 

(1968) auf 36 m2 (1992) gestiegen 
ist (1) - durch diverse angebotsseitige 
Faktoren zu verantworten. In diesem 
Beitrag soll nur auf diese Faktoren und 
dabei auf die Bedeutung des Faktors 
Boden für die Wohnraumversorgung 
eingegangen werden. 

Ein für den Wohnungsbau notwendiger 
Produktionsfaktor ist der als Bauland 
ausgewiesene Boden. Entsprechend 
der rechtlichen Situation in der Bun­
desrepublik liegt ein Quasi-Monopol 
für bebaubare Grundstücke bei den Ge­
meinden. Dieses ergibt sich aus der na­
hezu uneingeschränkten Planungs-

hoheit der Gemeinden, die sich nur an 
großräumigen Vorgaben durch die zen­
traleren politischen Instanzen orientie­
ren muß (2). 

Die Entscheidung über die Verwen­
dung des knappen Faktors Boden ist in 
den Gemeinden einem politischen Wil­
lensbildungsprozeß unterworfen. An 
dieser Stelle soll nicht die Effizienz 
derartiger Prozesse untersucht werden. 
Dennoch kann festgestellt werden, daß 
eine Reihe von Gemeinden - vor allem 
solche, die in Verdichtungsregionen 
liegen - nicht bereit sind, zusätzliche 
Flächen für wohnwirtschaftliche Nut­
zungen bereitzustellen. Der Verzicht 
auf die Ausweisung neuer Flächen be­
deutet, bei Zunahme der Baulandnach­
frage, eine Verteuerung des Faktors 
Boden bei gleichzeitiger Beschrän­
kung der Kapazitäten für den Woh­
nungsbau. Beides wirkt in Richtung 
einer Verteuerung des Guts Wohnung. 
Gleichzeitig werden verstärkt Gewer­
beflächen durch die Gemeinden ausge­
wiesen. 
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Die Motive dieses Verhaltens sind viel­
schichtig. Es kann jedoch von zwei 
Hauptmotiven ausgegangen werden: 
Zum einen werden die Kosten zusätzli­
cher Wohnflächenausweisung seitens 
der Gemeinden höher eingeschätzt als 
die durch neue Einwohner induzierten 
Wohlfahrtssteigerungen in der Ge­
meinde. Zum anderen sind auf Ge­
meindeebene die fiskalischen Wirkun­
gen der Gewerbeflächenausweisung 
ungleich günstiger als die von Wohn­
flächenausweisungen. 

Die Kosten der Baulandausweisung 
liegen zum einen in zusätzlichen Aus­
gaben für lokale öffentliche Güter so­
wie in dem Wohlfahrtsverlust, der sich 
aus der Versiegelung weiterer Flächen 
ergibt. Dementgegen steht die Erhö­
hung der Steuerbasis bei Baulandaus­
weisung. Die relative Größe der Grenz­
vor- und -nachteile ist a priori unklar. 
Dennoch läßt sich mit Hilfe der Theo­
rie der lokalen öffentlichen Güter eine 
grobe Abschätzung der qualitativen 
Größenordnungen vornehmen. 

Geht man davon aus, daß die Bereit­
stellung der lokalen öffentlichen Güter 
ausschließlich mit einer Grundsteuer 
finanziert wird, die Kosten der Bereit­
stellung dieser Güter linear in der Ein­
wohnerzahl steigen und das Budget der 
Gemeinde ausgeglichen werden muß, 
dann ergibt sich, daß potentielle Neu­
einwohner der Steuer auszuweichen 
versuchen, indem sie eine geringere 
Grundstücksgröße als die in der Ge­
meinde durchschnittliche Grund­
stücksgröße nachfragen werden. Dies 
gilt auch dann, wenn sie dieselben Prä­
ferenzen für lokale öffentliche Güter 
wie die Alteinwohner haben. Dement­
sprechend wird durch Neueinwohner 
nur ein Teil der zusätzlichen Bereitstel­
lungskosten getragen, sie verhalten 
sich als "free rider". Das bedeutet, daß, 
unabhängig von den Wohlfahrtsver­
lusten aufgrund weiterer Flächenver­
siegelung, für die Gemeinde die Grenz­
kosten von Neueinwohnern größer sind 
als der Grenzvorteil (3). Durch ihr Ver­
halten generieren die Neueinwohner 
einen externen Effekt, der von den 
Alteinwohnern getragen werden muß. 

Die zusätzliche Ausweisung von Ge­
werbeflächen ohne gleichzeitige Aus­
weisung von Wohnflächen erklärt sich 
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auch aus den fiskalisch unterschied­
lichen Folgen der Gewerbeansiedlung 
und Wohnraumanschaffung. Die Steu­
ermehreinnahmen durch zusätzliche 
Gewerbeansiedlungen sind auf kom­
munaler Ebene höher als durch zusätz­
liche Einwohner. Hinzu kommen im 
allgemeinen geringere Infrastrukturin­
vestitionen für Gewerbeansiedlungen. 
Gleichzeitig werden die in einzelnen 
Gemeinden vorhandenen Freiflächen 
für Wohnnutzung seitens ansiedlungs­
williger Unternehmen nur eine unter­
geordnete Bedeutung als Standortfak­
tor erlangen, da als Wohnungsmarkt 
die gesamte Region zur Verfügung 
steht. Daraus ergibt sich jedoch eine 
Verengung des Wohnungsmarkts in 
umliegenden Gemeinden und somit 
eine Beeinträchtigung der Wohlfahrt 
dieser Gemeindemitglieder. Zusätzlich 
können Infrastrukturinvestitionen not­
wendig werden, wenn in einer Ge­
meinde zusätzliche Arbeitsplätze ge­
schaffen werden und die Arbeitnehmer 
in diese Gemeinde, unter Nutzung der 
Infrastruktur anderer Gemeinden, ein­
pendeln. 

Die genannten Argumente erklären die 
Beobachtung, daß Gemeinden in 
einem geringeren Umfang Wohnflä­
chen ausweisen und zusätzlich, mit 
Hilfe der Instrumente der Bauleitpla­
nung die Nutzungsmöglichkeiten der 
ausgewiesenen Grundstücke beschrän­
ken (4). 

Unabhängig von der im Einzelfall zu­
treffenden Ursache und ungeachtet von 
Gerechtigkeitsüberlegungen werden 
im folgenden verschiedene Instru­
mente untersucht, die sich einerseits in 
das bestehende Planungsrecht einbin­
den lassen und andererseits geeignet 
erscheinen, kurzfristig die Auswei­
sungspolitik der Gemeinden im er­
wünschten Sinn zu verändern. Nicht 
untersucht werden privatwirtschaftli­
che Anreize, baureife Grundstücke zu 
bebauen. Eine hervorragende Behand­
lung dieser Problematik findet sich bei 
SINN (5). 

Im zweiten Kapitel wird die in der Bun­
desrepublik erhobene Grundsteuer als 
ein mögliches Internalisierungsinstru­
ment vorgestellt. Es ergibt sich, daß die 
Hoffnung auf Korrektur der Externali-

täten zumindest teilweise erfüllt, je­
doch die Wahrscheinlichkeit einer 
kurzfristigen Wirkung auf die Sied­
lungsflächenausweisung eher gering 
ist. Eine Änderung der Steuerschuldbe­
rechnung ist jedoch alleine aus steuer­
systematischen Gründen notwendig. 
Daran anschließend erfolgt eine Unter­
suchung der Wirkung von Zutrittsge­
bühren. Diese werden von Neueinwoh­
nern gezahlt und dienen als Kompensa­
tion für zusätzliche Baulandauswei­
sung. Im vierten Kapitel werden die 
Auswirkungen einer Kopplung von 
Gewerbe- und Siedlungsflächenaus­
weisung analysiert. Die Nachteile die­
ses Instruments können mit Hilfe des 
aus der Umweltpolitik bekannten In­
strumentariums überwunden werden. 
Dabei werden den Gemeinden die 
Kosten der unterlassenen Wohnflä­
chenausweisung in Form einer Steuer 
oder der Notwendigkeit, andere Ge­
meinden zu einer verstärkten Planung 
zu verleiten, angelastet. Es schließt 
sich eine Überlegung an, inwiefern 
eine Privatisierung der Planungsauf­
gabe geeignet erscheint, die geschil­
derte Problematik zu lösen. 

2 Anpassung der Grundsteuer 

Wer kann für das beobachtete Gemein­
deverhalten verantwortlich gemacht 
werden? Die Planungsbeschlüsse wer­
den durch das kommunale Parlament 
beschlossen. Dieses wird in regelmä­
ßig stattfindenden Wahlen durch die 
Gemeindeeinwohner gewählt. Die 
Kommunalwahlen dienen somit als 
Mechanismus zur Ermittlung der Prä­
ferenzen der Gemeindeeinwohner in 
bezug auf die durch die Gemeinde be­
reitgestellten öffentlichen Güter, zu de­
nen hier auch die Entscheidungen über 
die Bebauung von Grundstücken ge­
zählt werden sollen. Daraus ergibt sich, 
daß die Verweigerung zusätzlicher 
Baulandausweisung durch einzelne 
Gemeinden weitestgehend Ausdruck 
der Präferenzen der Einwohner dieser 
Gemeinde ist (6). 

Es kann somit angenommen werden, 
daß eine geringe Baulandausweisung 
Ausdruck der Wählersouveränität ist 
und damit die Gemeindeeinwohner die 
Kosten dieser Politik zu verantworten 
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haben. Dem Verursacherprinzip fol­
gend müssen die Kosten den Gemein­
deeinwohner angerechnet werden und 
nicht auf Neueinwohner bzw. angren­
zende Gemeinden überwälzt werden. 

Grundsätzlich würde man erwarten, 
daß auch die Gemeindeeinwohner von 
der relativen Verknappung und damit 
Verteuerung des Faktors Boden betrof­
fen sind; zum Beispiel über Mietpreis­
steigerungen oder gestiegene Grund­
steuern, die sich in der Bundesrepublik 
am Wert eines Grundstücks orientie­
ren. Die gestiegenen Opportunitäts­
kosten selbstgenutzer Wohneinheiten 
haben insofern keine Bedeutung, als im 
selben Umfang der Wert der Wohnein­
heit und damit das Vermögen des Haus­
halts zugenommen hat. 

Genau dies ist jedoch nicht der Fall. 
Zum einen sind Mietpreissteigerungen 
bei bereits erstelltem Wohnraum nicht 
uneingeschränkt möglich, so daß die 
Mietpreise langfristig vermieteter 
Wohneinheiten, wie es in der Bundes­
republik aufgrund des Kündigungs­
schutzes für Mieter die Regel ist, im 
allgemeinen unter den tatsächlichen 
volkswirtschaftlichen Preisen liegen 
(7), zum anderen werden bei der Be­
rechnung der Grundsteuern Einheits­
werte aus den 60er Jahren zugrunde 
gelegt (8). 

Die Gemeindemitglieder tragen somit 
nur einen geringen Teil der von ihnen 
verursachten Kosten. Durch eine Än­
derung des Mietrechts und eine Anpas­
sung der Bestimmung der Grundsteuer 
kann allerdings dafür gesorgt werden, 
daß die Kosten direkt den Einwohnern 
zugerechnet werden. Indem die Ver­
kehrswerte der Grundstücke bei Er­
mittlung der Grundsteuerschuld Be­
rücksichtigung finden und eine Flexi­
bilisierung der Mietanpassung an geän­
derte Marktkonstellationen ermöglicht 
wird, kann genau dies umgesetzt wer­
den. Die Folge wäre, daß zum einen die 
Kosten - gestiegene Grundstücks­
preise - der Bodenverknappung von 
Alteinwohnern und -eigentümern ge­
tragen werden müssen. Es käme 
indirekt zu einer Einführung eines 
Preises für die geäußerte Nachfrage 
nach unbebauten Flächen, der sich in 
der Grundsteuerschuld widerspiegelt. 
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Zum anderen würde durch die erhöhten 
Grundsteuereinnahmen ein Beitrag der 
Eigner zu den Bereitstellungskosten 
der lokalen öffentlichen Güter gelei­
stet. Im Extrem ist eine 100%ige 
Bodensteuer anzustreben, deren Ein­
nahmen zur Deckung der Bereitstel­
lungskosten ausreichend sein sollte. 
Der letzte Zusammenhang ist in der 
Literatur unter dem Begriff Henry­
George-Theorem kontrovers diskutiert 
worden (9). 

Inwiefern durch die Anpassung der 
Grundsteuer die Bereitschaft zu einer 
verstärkten Siedlungsflächenauswei­
sung induziert wird, hängt letztlich von 
den Präferenzen der Gemeindeeinwoh­
ner ab. Durch den hier diskutierten Vor­
schlag wird zunächst nur die teilweise 
Internalisierung der beschriebenen ne­
gativen Externalität gesichert. Es wird 
seitens der Entscheidungsträger jedoch 
ein Anreiz zu einer verstärkten Bau­
landausweisung gesetzt, da die poten­
tiellen Grundsteuereinnahmen nach 
einer Anpassung der Erhebungsform 
ebenfalls steigen werden. 

Auf die private Entscheidung, bisher 
ungenutztes Bauland füt wohnwirt­
schaftliche Zwecke zu nutzen, nimmt 
eine Erhöhung der Grundsteuer dann 
keinen Einfluß, wenn sie neutral im 
allokativen Sinn ausgestaltet ist. 

3 Erhebung einer Zutrittsgebühr 

Die in der Einleitung erwähnten An­
reize für Neueinwohner, sich als "free­
rider" zu verhalten, führen zu einer 
restriktiven Flächennutzungspolitik 
seitens der Gemeinden. Durch die Fest­
schreibung von Mindestgrundstücks­
größen und/oder Bebauungsdichten 
werden die Neueinwohner gezwungen, 
die Grundstücksgröße zu konsumieren, 
die hinreichend ist, um die von ihnen 
verursachten Kosten voll zu tragen. 
Dies führt jedoch dazu, daß die Be­
bauungsdichte in Gemeinden geringer 
ist und damit auch das Potential für 
neuzuschaffenden Wohnraum. Das ge­
schilderte Verhalten ist aus Sicht der 
Gemeinden rational: Schließlich wer­
den dadurch Externalitäten der Neuein­
wohner vermieden. 

Eine alternative, die beschriebenen ne­
gativen Nebeneffekte vermeidende, 
Form der Internalisierung ist mit Hilfe 
der Erhebung von Zutrittsgebühren 
möglich. Die Einführung einer solchen 
Gebühr hätte zwei Vorteile: Der erste 
liegt in der Internalisierung der Exter­
nalität, und der zweite in der Möglich­
keit, die Gemeinde durch das Gebüh­
renaufkommen direkt für die Auswei­
sungskosten zu entschädigen. 

Das genaue Aussehen dieser Gebühr 
müßte sich an dem externen Effekt, der 
durch die Neueinwohner ausgeübt 
wird, orientieren. Die einmaligen Ko­
sten der Flächenversiegelung und der 
Erweiterungsinvestitionen in die kom­
munale Infrastruktur sind durch eine 
einmalige Zahlung zu internalisieren. 
Die laufenden Bereitstellungskosten 
der lokalen öffentlichen Güter können 
durch erhöhte Grundsteuern für Neu­
einwohner internalisiert werden: Wird 
durch Neueinwohner die durchschnitt­
liche Steuerbasis verringert, weil diese 
eine unterdurchschnittliche Grund­
stücksgröße konsumieren - und würde 
daraufhin eine Erhöhung des allgemei­
nen Hebesatzes notwendig sein -, so 
kann durch eine ausschließliche Erhö­
hung des Satzes für die Neueinwohner 
eine Belastung für Alteinwohner ver­
mieden werden. Zu beachten ist, daß 
sowohl die einmalige Gebühr als auch 
die zusätzliche Grundsteuer nicht pro­
hibitiv hoch gewählt wird. Dies setzt 
jedoch ein grundsätzliches Interesse 
der Alteinwohner am Wachstum der 
Gemeinde voraus, oder zumindest In­
differenz, wenn die sozialen Kosten 
des Wachstums gedeckt werden. 

Ist aus steuerrechtlichen Gründen ein 
nach Einwohnertyp differenzierter 
Hebesatz nicht möglich, so wird die 
einmalige Zahlung der Zutrittsgebühr 
zusätzlich den Barwert der zukünftigen 
Bereitstellungskosten der lokalen 
öffentlichen Güter, die nicht vom Neu­
einwohner getragen werden, enthalten. 

Nicht ganz unproblematisch erscheint 
die Behandlung von Haushalten, die 
- durch Umzug - Wohnraum freima­
chen. Durch die Freimachung von 
Wohnraum werden zumindest die zu­
sätzlichen Kosten der Flächenversie­
gelung für einen neu zuziehenden 
Haushalt vermieden. In den geschilder-
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ten Modellrahmen käme es ebenfalls 
zu keinen fiskalischen Zusatzkosten; 
der Neueinwohner kann bei vollständi­
ger Nutzung der vorhandenen Wohn­
fläche der Steuer nicht ausweichen. 
Sollte in einem solchen Fall der Neu­
einwohner keine Zutrittsgebühr zahlen 
müssen, würde sich dies direkt im Preis 
der bereits erstellten Wohnungen aus­
wirken. Deren Preis wird - aufgrund 
der Konzentration der Nachfrage in 
diesem Segment- steigen, bis in einem 
neuen Gleichgewicht die Differenz der 
Preise für den Neubestand und Altbe­
stand gerade die Höhe der Zutrittsge­
bühr beträgt. Somit kommt es zu einer 
ähnlichen finanziellen Belastung des 
Neueinwohners, unabhängig davon, ob 
die Zutrittsgebühr grundsätzlich erho­
ben wird oder nur für den Neueinwoh­
ner, der eine neu erstellte Wohnung be­
zieht. 

Die von wegziehenden Haushalten ge­
zahlte Zutrittsgebühr stellen "sunk 
costs" dar und sind damit unter alloka­
tiven Gesichtspunkten zu vernachlässi­
gen. Insgesamt erscheint dieser Punkt 
mehr ein Verteilungsproblem zu sein. 

4 Verknüpfung von Gewerbe­
und Wohnflächenausweisung 

Durch die Ausweisung von Gewerbe­
flächen und gleichzeitiger Unterlas­
sung der Flächenausweisung für wohn­
wirtschaftliche Zwecke durch eine 
Gemeinde werden Nachbargemeinden 
implizit gezwungen, zusätzlichen 
Wohnraum zu schaffen. Darüber hin­
aus wird das Umland durch eine Zu­
nahme der Inanspruchung der Infra­
struktur geschädigt- vor allem in Form 
steigender Congestion-Effekte. Es 
wird somit ein negativer externer 
Effekt auf die Nachbargemeinden aus­
geübt. 

Es wird ein Verfahren angestrebt, mit 
dessen Hilfe diese Externalität interna­
lisiert werden könnte. Ein Instrument, 
das verstärkt in politischen Gremien 
diskutiert wird, ist die Vorgabe einer 
Kennziffer, die das Verhältnis von 
Wohnraum zu Arbeitsplätzen fest­
schreibt (10). In Bayern ist eine solche 
Kopplung in der zum 1.3.1994 in Kraft 
getretenen Fortschreibung des Landes-
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entwicklungsprograrnrns festgeschrie­
ben worden. 

4.1 Konzeption und Kritik 

Nach diesem Vorschlag kann eine Ge­
meinde dann und nur dann zusätzliche 
Gewerbegebiete ausweisen, wenn sie 
gleichzeitig Wohnraum für eine be­
stimmte Anzahl von Wirtschaftssub­
jekten schafft bzw. die Möglichkeit 
dazu gibt. Im bayerischen Landesent­
wicklungsprograrnrn wird diese Rege­
lung konsequent nur in der Verdich­
tungsregion München und dem Flug­
hafenumland des Großflughafens 
München II angewandt. In diesen dür­
fen Gemeinden ab sofort nur noch dann 
Gewerbeflächen ausweisen, wenn sie 
in entsprechendem Umfang auch Sied­
lungsflächen ausweisen. Eine Aus­
nahme wird für zentrale Orte gemacht; 
für diese kann die Siedlungsflächen­
ausweisung auch in einer Nachbarge­
meinde erfolgen. Ansonsten kommt 
der Harmonisierung von Gewerbe und 
Wohnen nur die Funktion einer langfri­
stig zu erreichenden Zielvorstellung 
zu. 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht kann 
diesem Vorschlag entgegengehalten 
werden, daß die Vorgabe fester Verhält­
nisse grundsätzlich ineffizient ist. Sind 
die Grenzkosten zusätzlicher Wohnflä­
chenausweisung zwischen den Ge­
meinden unterschiedlich, so sind 
volkswirtschaftliche Gewinne dadurch 
zu erzielen, daß der Standort dieser Flä­
chen in Gemeinden verlegt wird, die 
über die geringsten Grenzauswei­
sungskosten verfügen. Zu berücksich­
tigen sind ebenfalls die durch Gewerbe 
ausgeübten negativen Nachbarschafts­
effekte: Durch den Zwang, in einem 
bestimmten Verhältnis Gewerbe- und 
Wohnflächen auszuweisen, wäre es für 
die Neueinwohner nahezu unmöglich 
- insbesondere in kleineren Gemein­
den-, den negativen Nachbarschafts­
effekten des Gewerbes auszuweichen. 
Als drastisches Beispiel sei auf die 
Lärmbelästigung des Flughafens Mün­
chen II verwiesen. In dessen Umfeld 
wurden große Flächen für gewerbliche 
Nutzungen ausgewiesen. Eine Ver­
pflichtung, innerhalb der Gemeinde­
grenzen ebenfalls Wohnflächen auszu-

weisen, hieße, eine Reihe von Neuein­
wohnern dem Fluglärm auszusetzen. 

Darüber hinaus würde durch eine der­
artige Festschreibung der Strukturwan­
del innerhalb von Teilräumen behin­
dert werden. Man gehe nur von in einer 
Gemeinde schrumpfenden Industrien 
aus, wobei in einer Nachbargemeinde 
ein neues Industrieunternehmen ange­
siedelt werden kann. Nach dem hier 
vorgestellten Vorschlag müßte in der 
Nachbargemeinde zusätzlicher Wohn­
raum geschaffen werden, obwohl ein 
Teil der Arbeitnehmer aus dem 
schrumpfenden Industriebereich 
kommt und somit keinen zusätzlichen 
Wohnraum nachfragen wird. Im Ex­
tremfall würde diese Vorschrift die An­
siedlung des neuen Unternehmens ver­
hindern: 

Ebenfalls problematisch ist die Ände­
rung der Bodennutzung: Wäre für ein 
als Wohnbauland genutztes Grund­
stück durch eine alternative Verwen­
dung eine höhere Rente zu erzielen, so 
wäre eine Umnutzung nur dann mög­
lich, wenn als Ersatz für den wegfallen­
den Wohnraum neuer Wohnraum ge­
schaffen würde. Gemeinden, die über 
nur noch geringe Flächenreserven ver­
fügen, würde dies vor kaum lösbare 
Schwierigkeiten stellen. Somit wäre 
eine Folge dieser Maßnahme, daß An­
passungen der Bodenallokation emp­
findlich gestört bzw. verhindert wür­
den. 

Ein weiterer, allerdings nur techni­
scher, Kritikpunkt ist die Festschrei­
bung der richtigen Kennziffer. Diese 
Vorgabe ist starr, obwohl die ihr zu­
grundeliegenden Beziehungen Ände­
rungen unterworfen sein können. Den­
noch sollte dies nicht schwerwiegender 
als die Unsicherheit bezüglich der opti­
malen Umweltqualität bei der Imple­
mentierung umweltpolitischer Instru­
mente sein. Es stehen eine Reihe von 
laufenden statistischen Erhebungen 
über durchschnittliche Wohngrößen 
sowie über die Pendlerströme zur Ver­
fügung. Die Kosten der Informations­
beschaffung, um Änderungen der 
Durchschnittsgrößen und Arbeits­
marktregionen zu erkennen und die 
Planungsvorgaben anzupassen, fallen 
somit eher gering aus. 
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Zu guter Letzt noch der Hinweis, daß 
mit diesem Vorschlag die Problematik 
des Marktsegments, in dem der zusätz­
liche Wohnraum geschaffen werden 
soll, nicht gelöst werden kann. Dies er­
scheint jedoch als nicht weiter bedeut­
sam, da durch die Erstellung von 
Wohnraum am oberen Marktsegment 
auch das Angebot in unteren Segmen­
ten des Wohnungsmarkts erhöht wird, 
ein Zusammenhang, der als Filtering­
Prozeß beschrieben werden kann (11). 

4.2 Handel des kommunalen 
Planungsrechts 

Es liegt nahe, den Vorschlag der Kopp­
lung von Gewerbe- und Siedlungsflä­
chenausweisung durch marktwirt­
schaftliche Instrumente zu ergänzen. 
Die Ineffizienz der Vorgabe einer 
Kennziffer kann durch die Zulassung 
von intergemeindlichem Handel der 
Ausweisungsverpflichtung gemildert 
werden. Dies kann so aussehen, daß ge­
werbeansiedelnde Gemeinden ihrer 
gesetzlichen Verpflichtung dadurch 
nachkommen, daß sie andere Gemein­
den veranlassen, zusätzlichen bebau­
baren Boden als Wohnflächen auszu­
weisen. Diese müssen dafür kompen­
siert werden; idealtypisch erwirbt die 
Gemeinde das Recht der Flächenaus­
weisung in anderen Gemeinden. Es ist 
offensichtlich, daß durch dieses Ver­
fahren die räumliche Konkurrenz nicht 
nur erhalten, sondern auch verbessert 
wird, da dadurch die gesamten Kosten 
bestimmter Flächennutzungen offen­
bart werden. 

Der Vorschlag, restriktive Planungs­
vorgaben handelbar zu machen, wird 
bereits im Hinblick auf innergemeind­
liche Verhandlungslösungen disku­
tiert. Ausgangspunkt dieser Überle­
gungen ist, daß die verübten externen 
Effekte einer bestimmten Bodennut­
zung eine innergemeindliche Flächen­
nutzungsplanung notwendig machen. 
Bei einer hinreichend kleinen Gruppe 
Betroffener ist es möglich, daß sich 
einzelne Grundstückseigner von einer 
Planungsvorschrift freikaufen können. 
Diese können zum einen bestimmte 
Bebauungsarten bzw. Bebauungsdich­
ten, zum anderen die Erlaubnis der bau-
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liehen Verwertung von Grundstücken 
umfassen (12). 

Mit dem Vorschlag des Planungs­
rechtshandels hätte man die techni­
schen Schwierigkeiten der planeri­
schen Kopplung von Gewerbe- und 
Siedlungsflächenausweisung nicht ge­
löst, dennoch wäre ein Mechanismus 
installiert, der einerseits auf beste­
hende Rechtsnormen aufbauen kann 
und der andererseits - das Interesse für 
Gewerbeansiedlung und damit struktu­
rellen Wandel und Wachstum voraus­
gesetzt - geeignet ist, zusätzlichen 
Wohnraum zu schaffen. 

Die Funktionsweise orientiert sich an 
den in der Umweltpolitik bereits seit 
längerem diskutierten Verschmut­
zungslizenzen. Bei diesem Verfahren 
werden Unternehmen Verschmut­
zungsrechte zugestanden. Diese 
Rechte sind handelbar, bei einigen Mo­
dellen innerhalb eines abgegrenzten 
Teilraums. Es bildet sich ein Markt für 
Verschmutzungsrechte, auf dem die 
Unternehmen mit den geringeren 
Grenzkosten der Verschmutzungsver­
meidung Lizenzen anbieten und andere 
Unternehmen mit höheren Grenzver­
meidungskosten diese Lizenzen auf­
kaufen. Es kommt immer dann zum 
Tausch von Verschmutzungslizenzen, 
wenn der erzielbare Preis mindestens 
so hoch ist wie die Grenzvermeidungs­
kosten der effizienteren Unternehmen 
und nicht höher als die der weniger effi­
zienten Unternehmen. Übertragen auf 
die hier behandelte Situation bedeutet 
dies, daß sich ein Markt für Planungs­
rechte bilden wird. Auf diesem werden 
einerseits Gemeinden als Anbieter von 
Ausweisungsbeschlüssen für Wohn­
bauland auftreten. Das Angebot richtet 
sich nach den weiter oben beschriebe­
nen Grenzkosten der zusätzlichen Bau­
landausweisung. Auf der anderen Seite 
treten Gemeinden, die zusätzliche Ge­
werbeansiedlungen anstreben, als 
Nachfrager nach Ausweisungsbe­
schlüssen auf. Deren Nachfrage orien­
tiert sich an dem Grenzvorteil dieser 
Ausweisungsbeschlüsse - in Form der 
Gewerbeansiedlung - sowie den eige­
nen Grenzkosten der Wohnflächenaus­
weisung. 

Die Marktlösung kommt nur dann 
zustande, wenn der für die Planungs­
rechte von einer gewerbeflächenaus­
weisenden Gemeinde an andere Ge­
meinden zu zahlende Betrag nicht grö­
ßer ist als die Wohlfahrtssteigerung 
durch die Gewerbeansiedlung in der 
ersten Gemeinde. Nur in diesem Fall 
unterscheidet sich das Ergebnis des 
Planungsrechtshandels von dem der 
starren Kennziffernvorgabe. Trifft die 
Bedingung nicht zu, würde die Ge­
meinde in keinem Fall Gewerbeflächen 
ausweisen. 

Welches sind die Vorbedingungen für 
ein Funktionieren dieses Mechanis­
mus? Notwendig ist eine räumliche 
Abgrenzung, innerhalb derer derartige 
Planungsansprüche gehandelt werden 
können. Diese räumliche Abgrenzung 
muß sich an den regionalen Arbeits­
märkten orientieren. Zu ermitteln wä­
ren diese über die räumliche Verteilung 
von Pendlerströmen. 

Eine weitere Notwendigkeit wäre die 
genaue Vorgabe von Institutionen, in­
nerhalb derer die Verkaufsverhandlun­
gen stattfinden sollen. Inwiefern eine 
paretooptimale Marktlösung zu erwar­
ten ist, hängt nicht zuletzt von den 
Möglichkeiten der betroffenen Ge­
meinden ab, durch strategisches Ver­
halten einen größeren Teil der Wohl­
fahrtsgewinne abzuschöpfen. So 
könnte sich eine Gemeinde als Mono­
polanbieter der Planungsrechte verhal­
ten. Dadurch könnte sie den Preis für 
die Planungsrechte auf ein höheres 
Niveau, als es sich bei der Konkurrenz­
lösung ergeben würde, treiben und sich 

· damit einen höheren Wohlfahrtsge­
winn sichern. Dies würde allerdings die 
durch den Planungsrechtshandel ge­
samtwirtschaftlich zu erzielende Wohl­
fahrtssteigerung verringern. 

Es dürfte regelmäßig der Fall sein, daß 
nur eine kleine Anzahl von Gemeinden 
an diesem Prozeß beteiligt ist. Somit 
ist zu erwarten, daß es eher zu einer 
Verhandlungslösung über die Vertei­
lung der Flächenausweisung und der 
dafür zu zahlenden Preise kommen 
wird. Dieser Verhandlungsprozeß wird 
vornehmlich im Rahmen der Institutio­
nen der interkommunalen Zusammen­
arbeit stattfinden. Eine Nutzung der 
bereits gegründeten Planungsverbände 
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scheint möglich, obwohl sichergestellt 
werden muß, daß durch die Makler­
funktion nicht handlungsunfähig ge­
macht wird, was die sonstigen Aufga­
ben betrifft. 

Derartige Verhandlungsprozesse kön­
nen als Koalitionsspiele modelliert 
werden. Grundsätzlich ist bei diesen 
Spielen eine effiziente Verhandlungs­
lösung denkbar, sofern Einigkeit über 
die Verteilung des Werts - den Gewinn, 
der durch eine Vereinbarung erzielt 
werden kann - einer Koalition besteht. 
In dem geschilderten Prozeß nehmen 
meist nur wenige Gemeinden teil. Dies 
kann es einzelnen Gemeinden ermögli­
chen, sich als Pivotspieler zu verhalten, 
der versucht, den gesamten Wert einer 
Koalition abzuschöpfen. Dadurch wird 
die Effizienz der Verhandlungslösung 
regelmäßig verfehlt. 

4.3 Planungssteuer 

Die geschilderte Ineffizienz der Kenn­
ziffernvorgabe zur Ausweisung von 
Gewerbeflächen kann ebenso mit Hilfe 
einer Steuer für unterlassene Bauland­
ausweisung behoben werden. Weist 
eine Gemeinde neue Gewerbeflächen 
aus und unterläßt die Ausweisung der 
vorgeschriebenen Wohnflächen, so 
wird je Einheit nicht ausgewiesener 
Wohnfläche eine Steuer fällig. Bei 
einer Überschreitung der Planungsvor­
gabe erhält die Gemeinde eine Subven­
tion. 

In einem solchen Verfahren kann die 
Gemeinde frei entscheiden, ob sie be­
reit ist, die Kosten der Unterlassung zu 
tragen, oder ob sie statt dessen die 
Kosten zusätzlich bebauter Flächen 
trägt. Solange die Grenzkosten der zu­
sätzlichen Ausweisung geringer als die 
zu zahlende Steuer sind, wäre die Ge­
meinde bereit, Wohnflächen auszuwei­
sen. 

Da die Kosten der Nicht-Ausweisung 
eindeutig meßbar sind, hingegen die 
Kosten der Ausweisung nicht, spricht 
einiges dafür, daß bei geeigneter Wahl 
der Steuerhöhe eine verstärkte Bau­
landausweisung zu beobachten ist. 
Dies um so eher, je bindender Finanz­
restriktionen für die Gemeinden sind. 
Es muß allerdings sichergestellt wer-
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den, daß dieses Verfahren nicht durch 
den kommunalen Finanzausgleich 
konterkariert wird. Diesen Steueraus­
gaben bzw. Subventionseinnahmen 
.darf somit bei der Berechnung der 
Finanzzuweisung keine Bedeutung zu­
kommen. 

Problematisch ist bei der diskutierten 
Ausgestaltung jedoch die Bereitstel­
lung der zusätzlichen Wohnflächen in 
direkter Nachbarschaft zu einer gewer­
beflächenausweisenden Gemeinde. Zu 
erwarten ist, daß peripher gelegene Ge­
meinden mit geringen Grenzauswei­
sungskosten von Wohnflächen diese 
verstärkt ausweisen werden, ohne daß 
in deren Nachbarschaft Bedarf dazu 
besteht. Gleichzeitig kaufen sich ge­
werbeansiedelnde Gemeinden in Ver­
dichtungsregionen durch die Steuer­
zahlung von der Wohnflächenauswei­
sungspflicht frei, ohne daß angren­
zende Gemeinden gegen eine Subven­
tionszahlung diese ausweisen werden. 
Zu verhindern wäre dies durch regional 
differenzierte Steuersätze und Subven­
tionszahlungen; peripher gelegene Ge­
meinden würden für deren zusätzliche 
Baulandausweisung eine geringere 
Subventionszahlung erhalten als zen­
tral gelegene. 

5 Zulassung von Land­
erschließungsgesellschaften 

Der folgende Vorschlag stellt auf eine 
innerkommunale Lösung ab und ist 
systematisch der Diskussion unter Ka­
pitel 3 zuzuordnen. Er greift eine Insti­
tution des letzten Jahrhunderts auf und 
erscheint geeignet, einen Teil der inner­
kommunalen Externalitäten des Neu­
zuzugs zu internalisieren. 

Vor der Jahrhundertwende gab es in 
Deutschland eine Reihe von Terrain­
gesellschaften, die die heutigen Auf­
gaben der Gemeinden, mit Ausnahme 
der Flächenausweisung, übernommen 
hatten. Diese Gesellschaften waren 
verantwortlich für Baulanderschlie­
ßungen sowie die Bebauung und Besie­
delung größerer Stadterweiterungsge­
biete. Die Kommunen waren in der 
fraglichen Zeit nicht mit dem entspre­
chenden Instrumentarium zur Erfül­
lung dieser Aufgaben ausgerüstet ( 13). 

Obwohl diese Gesellschaften für die 
unzureichende Wohnraumversorgung 
verantwortlich gemacht worden sind 
und ihnen vorgehalten wurde, diese zu 
spekulativen Zwecken ausgenutzt zu 
haben, erscheint eine privatwirtschaft­
liche Organisation der kommunalen 
Erschließungsaufgabe - und somit ein 
Anknüpfen an diese Gesellschaften -
effizienzsteigernd. 

Grundsätzlich ist es Entwicklern grö­
ßerer Flächen möglich, die bei der 
Bodennutzung anfallenden Nachbar­
schaftseffekte zu internalisieren. Die 
Überlegung ist, daß bestimmte Nut­
zungsarten eines Grundstücks auch die 
Bodenwerte angrenzender Grund­
stücke beeinflussen. Da diese jedoch 
demselben Entwickler gehören, wird er 
diese Effekte von vornherein berück­
sichtigen. Zu überlegen bleibt, inwie­
fern diese, bezogen auf die von ihnen 
zu bebauenden Grundstücke, monopo­
listischen Entwicklungsgesellschaften 
eine ineffizient kleine Fläche bebauen 
werden. Grundsätzlich läßt sich dazu 
anmerken, daß die Monopolstellung 
dieser Entwickler relativ schwach sein 
dürfte, da insgesamt in einer Gemeinde 
weitere Areale zur baumäßigen Ent­
wicklung vorhanden sein werden und 
somit Konkurrenz unter mehreren Ent­
wicklungsgesellschaften möglich ist. 

Überträgt man der Landerschließungs­
gesellschaft - der Begriff der Terrain­
gesellschaft ist durch die sozialpoliti­
sche Diskussion der Jahrhundertwende 
negativ besetzt - neben der Erschlie­
ßung und Bebauung bestimmter, zur 
Nutzung vorgesehener, Flächen gleich­
zeitig die Aufgabe, einen Teil der so­
zialen Infrastruktur bereitzustellen, 
und läßt zusätzlich die Gesellschaft für 
die von der Gemeinde bereitgestellte 
Infrastruktur eine Nutzungsgebühr 
zahlen, z.B. in Form von Gewerbe­
steuereinnahmen, so werden der Ge­
meinde durch Neueinwohner keine 
zusätzlichen Kosten entstehen. Der ge­
winnorientierte Entwickler wird diese 
Kosten in die Nutzungspreise seiner 
Grundstücke miteinfließen lassen. Das 
Problem des "free-rider" -Verhaltens 
durch Neueinwohner wäre gelöst. 

Darüber hinaus könnte daran gedacht 
werden, diesen Landerschließungs­
gesellschaften eingeschränkte Steuer-
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hoheit zu gewähren, so daß sie als qua­
sikommunaler Anbieter lokaler öffent­
licher Güter auftreten können. 

Der Vorteil dieser Überlegung liegt 
zum einen darin, daß man durch eine 
weitere organisatorische Unterteilung 
der Gemeinden intern homogene Klubs 
schaffen kann, die unabhängig vonein­
ander die präferierten Leistungen be­
reitstellen (14). Durch die privatwirt­
schaftliche Organisation dieser Klubs 
verschafft man der Gemeinde eine 
Möglichkeit, sich die von ihr zentral 
bereitgestellten öffentlichen Leistun­
gen durch Benutzungsgebühren oder 
die Gewerbesteuer bezahlen zu Jassen. 
Zum anderen sind die Landerschlie­
ßungsgesellschaften in der Lage, den 
Neueinwohnern die von ihnen verur­
sachten Kosten voll anzurechnen. Dies 
ergibt sich daraus, daß prinzipiell bei 
Erschließung neuer Flächen durch die­
sen Mechanismus ein neuer Klub ge­
bildet wird, hingegen bei der Erweite­
rung der Bebauungsfläche von Ge­
meinden der bestehende Klub nur eine 
Vergrößerung- mit den bekannten An­
reizstrukturen - erfährt. 

6 Bewertung der Instrumente 

Wie gezeigt, führen zwei negative 
externe Effekte zu der geschilderten 
restriktiven Planungspolitik der Ge­
meinden. Eine Externalität wird von 
Neueinwohnern auf die Gemeindemit­
glieder ausgeübt, bei der anderen han­
delt es sich um eine Externalität zwi­
schen Gemeinden. 

Die in den vorangegangenen Kapiteln 
diskutierten Instrumente sind jeweils 
getrennt nach den relevanten Ursachen 
für die geringe Wohnflächenauswei­
sung zu untersuchen. Die Implementie­
rung der Zutrittsgebühr ist ein Interna­
lisierungsmechanismus der von Neu­
einwohnern ausgeübten Externalitä­
ten, die Einführung der Koppelung von 
Gewerbe- und Wohnflächenauswei­
sung internalisiert die intergemeind­
lichen externen Effekte. 

Bezogen auf die vorgeschlagene Ver­
knüpfung von Gewerbe- und Wohnflä­
chenausweisung ist deutlich geworden, 
daß diese nur dann effizienzsteigernd 
wirkt, wenn sie entweder mit dem Pla-
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nungsrechtshandel oder der Planungs­
steuer verbunden ist. Beim Planungs­
rechtshandel ist gesichert, daß nur dann 
Gewerbeflächen ausgewiesen werden, 
wenn zusätzliche Wohnflächen ausge­
wiesen werden, ansonsten werden Än­
derungen des Flächennutzungsplans 
nicht genehmigt. Die Einführung der 
Planungssteuer bewirkt letztlich nur, 
daß sich der Staat als Makler von Pla­
nungsrechten zwischen beide Markt­
seiten schiebt. Vor dem Hintergrund 
der angestrebten zusätzlichen Wohn­
flächenausweisung in wachsenden 
Verdichtungsregionen erscheint die 
Zulassung des Planungsrechtshandels 
wirksamer, da nur bei diesem Instru­
ment gesichert ist, daß diese zusätz­
lichen Wohnflächen auch in der Region 
ausgewiesen werden, in der zusätz­
liches Gewerbe angesiedelt werden 
soll. 

Insgesamt ist dieser Vorschlag durch 
die Inflexibilität der Orientierung an 
einer Kennziffer gekennzeichnet. Da­
durch wird eine bestimmte Allokation 
des Bodens innerhalb einer Region 
zentral vorgeschrieben, und zwar in 
einem sehr viel genaueren Umfang als 
durch die Vorgaben der Landesent­
wicklungspläne. Dies ist insofern un­
befriedigend, als dadurch Effizienzver­
luste im Vergleich zum "first-best" zu 
befürchten sind. Dennoch läßt dieses 
Verfahren genügend Raum für Ände­
rungen der Bodenallokation, räumlich 
wie qualitativ. 

Von besonderem Interesse ist, ob es 
Kooperationsformen gibt, innerhalb 
derer der skizzierte Marktprozeß ab­
laufen kann, und ob Anreize für strate­
gisches Verhalten gegeben sind oder 
nicht. In einigen der in der Bundesrepu­
blik geschaffenen Planungs- bzw. Um­
Jandverbände ist ein Verhandlungs­
mechanismus installiert, der dem hier 
vorgeschlagenen Planungsrechtshan­
del ähnlich ist. Sofern diese Planungs­
verbände für die Flächennutzungspla­
nung zuständig sind, wie zum Beispiel 
der Umlandverband Frankfurt (UVF), 
können im Rahmen interkommunaler 
Verhandlungen die unter Kapitel l ge­
schilderten externen Effekte internali­
siert werden. Allerdings ist diese Zu­
ständigkeit nicht immer gegeben und 
reicht, bei stark divergierenden Interes-

senslagen der Mitglieder eines solchen 
Verbands, oft nicht aus, um korrigie­
rend in den Planungsprozeß einzugrei­
fen, wie am Beispiel der Freiflächen­
sicherung des UVF erkennbar ist (15). 

Das Instrument der Zutrittsgebühr er­
füllt eine Reihe wünschenswerter 
Eigenschaften. So bleibt es den Ge­
meinden überlassen, über Quantität 
und Qualität der Flächennutzung zu 
entscheiden, ohne dabei Budgetbela­
stungen befürchten zu müssen. Dar­
über hinaus werden bei diesem Verfah­
ren dem Neueinwohner die tatsäch­
lichen Grenzkosten des Zuzugs zuge­
rechnet, was letztlich einer Steigerung 
der Effizienz des lokalen Angebots an 
öffentlichen Gütern dient. 

Die eingangs und ausgangs diskutier­
ten Lösungsvorschläge heben sich von 
den in den mittleren Abschnitten vor­
geschlagenen Instrumenten insofern 
ab, als sie unterschiedliche Extreme in­
nerhalb des juristischen Rahmens der 
Bundesrepublik bilden. Die Anpas­
sung der Grundsteuer ist alleine schon 
aus Gerechtigkeitsgründen notwendig. 
Darüber hinaus ist diese mit relativ ge­
ringem legislativen Aufwand durchzu­
führen . Der administrative Aufwand ist 
jedoch nicht zu unterschätzen. Ob der 
erhoffte Effekt der verstärkten Bau­
landausweisung eintreten wird und in­
nerhalb welchen Zeithorizonts er ein­
tritt, sei dahingestellt. Sie erscheint 
jedoch geeignet, Grundeigentümer zu 
veranlassen, als Wohnungsbauinvestor 
aufzutreten, da durch die Erhöhung der 
steuerlichen Belastung ungenutzter 
Grundstücke die Opportunitätskosten 
der Nichtnutzung steigen werden. Den­
noch ist nicht gesichert, daß dies zu 
einer Verstärkung der Wohnflächen­
ausweisung seitens der politischen Ent­
scheidungsträger führt. Festzuhalten 
ist, daß deren Opportunitätskosten der 
Nichtausweisung ebenfalls steigen 
werden. 

Die Zulassung von Landerschlie­
ßungsgesellschaften stellt ein anderes 
Extrem dar. Um diesen Vorschlag reali­
sieren zu können, bedarf es einiger 
rechtlicher Anpassungen. Der Erfolg 
dieser Maßnahme ist zumindest kurz­
fristig eher pessimistisch zu beurteilen, 
da es einer Reihe weiterer Mechanis­
men bedarf, die die Funktionsweise 
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dieser Gesellschaften sichern. Den­
noch ist langfristig eine verstärkte Bau­
landausweisung zu erwarten, da die 
diskutierten Externalitäten im Rahmen 
dieser Organisationsform internalisiert 
werden können. 

Unabhängig von der Auswirkung der 
erläuterten Instrumente auf die Aus­
weisungspolitik ist deren Wirkung auf 
das Wohnungsangebot ungewiß. Die 
Ausweisung neuer Wohnflächen ver­
mag zwar private Investoren zum Bau 
neuer Wohneinheiten veranlassen, ge­
sichert ist dies jedoch nicht. Sind Woh­
nungsbauinvestitionen unrentabel, wie 
es teilweise in der Bundesrepublik auf­
grund des restriktiven Mietrechts der 
Fall zu sein scheint (16), wird die ver­
stärkte Baulandausweisung keine oder 
nur kaum meßbare Auswirkungen 
haben. 

Insgesamt bedarf es einer Abwägung, 
welche der unter Kapitel 1 untersuch­
ten Ursachen hauptsächlich für die ge­
genwärtige Situation auf dem Woh­
nungsmarkt verantwortlich sind. Das 
entsprechend zugeordnete Instrument 
ist dann zum Einsatz zu bringen. Mit 
einiger Sicherheit kann angenommen 
werden, daß in den Verdichtungsräu­
men beide Ursachen - negative externe 
Effekte seitens der Neueinwohner und 
der gewerbeflächenausweisenden Ge­
meinden - parallel existieren. Aus die­
sem Grund ist der kombinierte Einsatz 
der Instrumente Zutrittsgebühr und 
Kopplung von Gewerbe- und Wohnflä­
chenausweisung in Verbindung mit 
Planungsrechtshandel vorzuschlagen, 
um den Gemeinden die Möglichkeit zu 
geben, die Externalitäten zu internali­
sieren und somit die Anreize für die 
Wohnflächenausweisung zu erhöhen. 

Anmerkungen 

(1) 
Für die Stadt München bedeutet dies z.B., daß die 
zusätzlich erstellten Wohneinheiten allein durch 
die Zunahme der Nachfrage der Alteinwohner 
aufgenommen worden sind, ohne daß Wohn­
raum für Neueinwohner geschaffen worden wäre 
(vgl. Baulandbericht Il1 - Eine Expertise für die 
Landeshauptstadt München. - Bonn 1993, S. 35) 

(2) 
Vgl. RONELLENFJTSCH, MICHAEL: Einführung in 
das Planungsrecht. - Darmstadt 1986, S. 15 ff. 
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(3) 
Vgl. GYOURKO, JOSEPH: Impact Fees, Exclusio­
nary Zoning and the Density of New Develop­
ment. In: Journal of Urban Economics 30 ( 1991 ), 
S. 242 ff. 

(4) 
Die Beschränkung der Nutzungsmöglichkeiten­
meist in Form von Dichtevorschriften - schreibt 
den Neueinwohnern einen Mindestkonsum an 
dem Gut Boden vor, so daß diesem ein Auswei­
chen der Steuer zumindest erschwert wird. 

(5) 
Vgl. SINN, HANS-WERNER: Das Problem der 
Baulücken. Eine allokationstheoretische Unter­
suchung zur Funktionsweise des Baumarkts und 
zu den Möglichkeiten seiner Regulierung. In: 
Schriften des Vereins für Socialpolitik N.F. 140, 
Berlin 1984, S . 339-74 

(6) 
Im Gegensatz zur herrschenden Meinung bezüg­
lich des am Eigennutz orientierten Politikverhal­
tens wird hier unterstellt, daß auf kommunaler 
Ebene bei politischen Entscheidungen die Wäh­
lerpräferenzen berücksichtigt werden. Durch die 
Kleinräumigkeit der Wahlregion ist eine lau­
fende Einflußnahme auf politische Entscheidun­
gen durch die Wählerschaft wahrscheinlich 
(siehe auch HENDERSON, VERNON J. : Optimal 
Regulation of Land Development through Price 
and Fiscal Controls. In: Journal of Urban Econo­
mics 30 (1991 ), S. 65). 

(7) 
Vgl. EEKHOFF. JOHANNES: Wohnungs- und Bo­
denmarkt. - Tübingen 1987, S. 58 ff. 

(8) 
Zur genauen Berechnung der Grundsteuerschuld 
siehe: Bundesministerium der Finanzen (Hrsg.): 
Die Einheitswerte in der Bundesrepublik, Gut­
achten erstattet vom Wissenschaftlichen Beirat 
beim Bundesministerium der Finanzen. - Bonn 
I 989, S. 6 ff. 

(9) 
Vgl. WILDASIN. DAVID: Urban Public Finance. -
London 1986, S. 22 ff. 

(10) 
Vgl. Bund-Länder-Kommission (Hrsg.): Bericht 
"Wohnbauland". - Bonn 1991 (unveröff. Manu­
skript) 

( 11) 
Vgl. EEKHOFF, JOHANNES: Wohnungs- und Bo­
denmarkt. -Tübingen 1987, S . 8 ff. 

(12) 
Vgl. F!SCHEL, WILLIAM: The Economics of 
Zoning Laws. - Baltimore 1985, S. 6 ff. und 
FORST, DIETRICH: Regionalplanung in Verdich­
tungsräumen. Symbolische Politik oder Steue­
rungsinstrument. In: Industrie- und Handels­
kammer für München und Oberbayern (Hrsg.): 
Europäische Verdichtungsregionen im Wett­
bewerb - und München? - München 1994. 
= Tagungsdokumentation (1994) Nr. 2, S. 191 

(13) 
Vgl. BLUMENROTH, ULRICH: Die deutsche Woh­
nungspolitik seit der Reichsgründung. - Münster 
1975, s. 46 ff. 

(14) 
Die Möglichkeit, lokale öffentliche Güter durch 
die Bildung von Klubs effizient bereitzustellen, 
ist bereits 1956 von CHARLES M. TIEBOUT 
erkannt worden. Haben die mobilen Konsumen­
ten die Wahl unter einer ausreichend großen Zahl 
unterschiedlicher Klubs, die sich durch das 
Spektrum der angebotenen öffentlichen Güter 
sowie deren Finanzierung unterscheiden, so 
offenbart der Konsument seine Präferenz für 
lokale öffentliche Güter durch seine Wohnort­
wahl, "voting by feet" . Die Folge wird sein, daß 
sich mehrere intern homogene und extern hetero­
gene Klubs bilden werden. Die interne Homoge­
nität wird durch den Zuzug neuer Mitglieder 
aufgebrochen, und als Folge entsteht die bereits 
geschilderte Ineffizienz. 

(15) 
Vgl. FORST, DIETRICH u.a.: Regionalverbände im 
Vergleich. - Baden-Baden 1990, S. 40 ff. 

(16) 
Vor allem im Vergleich zu den Vorschriften bei 
der Vermietung von gewerblich genutzten 
Immobilien wird die Unrentabilität von Woh­
nungsbauinvestitionen deutlich. Dies zeigt sich 
besonders deutlich in den Möglichkeiten der 
Mietanpassung, die im Fall gewerblicher genutz­
ter Flächen nahezu uneingeschränkt möglich ist, 
für wohnwirtschaftliche genutzte Einheiten nur 
eingeschränkt. 
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